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Der Minister 
Gesundheit und Soziales ~ 
Ministerium für Arbeit, iai 
des Landes Nordrhein-Westfalen '-~-

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

An den 
Präsidenten 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

für den Unterausschuss Personal des Haushalts- und 
Finanzausschusses 

Bericht: ,,Geplantes Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

die Vorsitzende des Unterausschusses Personal des Haushalts- und 

Finanzausschusses, Frau Carolin Kirsch MdL, hat mich auf Grundlage 

eines Schreibens der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht 

zum o.g. Thema gebeten. 

Dieser Bitte komme ich gerne nach und übersende Ihnen den erbetenen 

Bericht mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses. 

Mit freundlichen Grüßen 

(Karl-Josef Laumann MdL) 
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MAGS 

Bericht 

für den Unterausschuss Personal 

des Haushalts- und Finanzausschusses 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Anlage 

,,Geplantes Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz" 

Die Landesregierung hat die Schaffung eines Landesamtes für Gesundheit und Ar­

beitsschutz beschlossen. Hierzu sollen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Ar­

beit, Gesundheit und Soziales (MAGS) die Aufsichtsbefugnisse im Bereich des öffent­

lichen Gesundheitsdienstes (ÖGD), die Fachkompetenz des Landeszentrums Ge­

sundheit Nordrhein-Westfalen (LZG) und des Landesinstituts für Arbeitsschutz und Ar­

beitsgestaltung Nordrhein-Westfalen (LIA) in einer neuen zentralen Behörde gebün­

delt werden. 

Durch die Schaffung der neuen Zentralbehörde soll eine stärkere und vereinfachte 

Durchsetzungsfähigkeit des Gesundheitsministeriums bei der Erteilung von landesweit 

einheitlichen Handlungsanweisungen sowie bei der Umsetzung von fachlichen Emp­

fehlungen, einheitlichen Standards und Leitlinien bei den wichtigen Aufgaben des öf­

fentlichen Gesundheitsdienstes erzielt werden. Darüber hinaus wird mit der Integration 

des LIA in das neue Landesamt der Weg zur Stärkung des Arbeitsschutzes weiter 

fortgeführt. 

Ein entsprechendes Errichtungsgesetz wird erarbeitet und soll noch dieses Jahr in den 

Landtag eingebracht werden. Vorbehaltlich des entsprechenden Beschlusses des 

Landtags wird die Schaffung des Landesamtes vorbereitet. 



Das Personal des geplanten Landesamtes für Gesundheit und Arbeitsschutz soll sich 

aus den Stellen des LZG sowie des LIA zusammensetzen. Darüber hinaus ist vorge­

sehen, Aufgaben von den Bezirksregierungen an das neue Landesamt zu verlagern. 

Entsprechend wird eine begrenzte Zahl von Stellen von den Bezirksregierungen an 

das Landesamt übergehen. Zusätzliches Personal ist nicht vorgesehen. 

Neben einer übergeordneten Steuerungsgruppe, die sich aus Vertretungen des 

MAGS, des LZG und des LIA sowie den Personalvertretungen zusammensetzt, wur­

den drei Unterarbeitsgruppen eingerichtet, die eine Aufgabenkritik in den Themenfel­

dern Zentralbereich, Gesundheit und Arbeitsschutz bzw. Arbeitsgestaltung vorneh­

men. Erst nach Abschluss dieses Prozesses können Aussagen zum Aufbau des neuen 

Landesamtes getroffen werden. Zudem laufen aktuell noch die Verhandlungen zwi­

schen den Bezirksregierungen und dem MAGS zur Verlagerung der konkreten Aufga­

ben. Auch hier sind die Ergebnisse abzuwarten, da diese ebenfalls Einfluss auf mög­

liche Organisationsstrukturen nehmen werden. 
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